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Vorwort 

Finanzielle Sicherheit im Alter gehört zu den zentralen menschlichen 
Bedürfnissen, die Gewährleistung finanzieller Sicherheit im Alter zu den 
wesentlichen Aufgaben moderner Gesellschaften. Gegenstand der vorge-
legten Untersuchung ist das Recht der privaten Altersvorsorge. Für diese 
Darstellung besteht Anlass, da Betriebsrenten und individuelle Vorsorge 
gegenüber der staatlichen Alterssicherung deutlich an Bedeutung gewon-
nen haben. Aufgrund des demographischen Wandels, der nicht hinreichend 
sicher prognostizierbaren Folgen der Globalisierung, der zunehmenden 
Individualisierung der Gesellschaft sowie der Finanzmarktkrise 2008 er-
scheint eine Optimierung der privaten Vorsorge und ihrer rechtlichen Grund-
lagen angezeigt. Demgegenüber steht eine bislang nur bruchstückhafte 
Behandlung des Rechts der privaten Altersvorsorge. Insbesondere das Be-
triebsrentenrecht und das Recht der individuellen Vorsorge (häufig zu weit 
als private Vorsorge bezeichnet) werden im deutschen Recht getrennt 
behandelt. Die vorliegende Gesamtschau des Betriebsrentenrechts und des 
Rechts der individuellen Vorsorge erfordert neben der Behandlung des 
Betriebsrentenrechts eine Auseinandersetzung mit dem Versicherungs-, 
dem Investment- und dem Treuhandrecht. Notwendig ist eine rechtsver-
gleichende und interdisziplinäre Grundlegung. Rechtsvergleichend fällt 
neben der deutlich größeren Bedeutung von Betriebsrenten im Ausland die 
atypische Ausgestaltung des deutschen Betriebsrentenrechts auf. Interdis-
ziplinär ist insbesondere die Ökonomik und dort die behavioral finance 
relevant. Generell sind neben den Chancen auch die Risiken der privaten 
Vorsorge in den Blick zu nehmen.  

Der Entschluss, sich über private Altersvorsorge und insbesondere im 
Betriebsrentenrecht zu habilitieren, reifte im Sommer 2000. Erste Arron-
dierungen des Terrains erfolgten in meiner Zeit als Wissenschaftlicher 
Assistent an der Universität Bremen. In der rechtsvergleichenden und 
interdisziplinären Breite möglich wurde die Arbeit durch meine Tätigkeit 
am Hamburger Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Privatrecht. Vielfältige Anregungen erhielt ich durch das Max Planck 
International Research Network on Aging (MaxNetAging), das sich inter-
disziplinär und rechtsvergleichend mit dem Altern beschäftigt und dem ich 
seit 2005 angehöre. Wichtige Anstöße gab auch der 65. Deutsche Juristen-
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tag in Bonn, der in der Abteilung Altersvorsorge das Betriebsrentenrecht 
behandelte und mir Gelegenheit zum Kontakt mit der Praxis gab. Dies hat 
mich so begeistert, dass ich beim 67. Deutschen Juristentag in Erfurt als 
Schriftführer mitgewirkt habe. 

Die vorliegende Untersuchung lag der Universität Hamburg im Sommer 
2007 als Habilitationsschrift vor. Neuere Entwicklungen wurden, soweit 
möglich, bis Juli 2008 berücksichtigt. Einbezogen sind vor allem das neue 
Versicherungsvertragsrecht, der Regierungsentwurf eines Bilanzrechts-
modernisierungsgesetzes sowie in aller Kürze noch die Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts zur Kapitalausstattung von Rentnergesellschaften. 
Die nach Fertigstellung des Manuskriptes sich verschärfende Finanzmarkt-
krise verdeutlicht die Notwendigkeit der Berücksichtigung systemischer 
Risiken bei den für mehrere Jahrzehnte geschlossenen Altersvorsorge-
verträgen. Ihre Aufarbeitung wird zur weiteren Fortentwicklung des Rechts 
der privaten Vorsorge führen, das Thema der vorliegenden Untersuchung 
also aktuell bleiben. 

Mein erster, auch persönlicher und tief empfundener Dank gilt meinem 
akademischen Lehrer, Herrn Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. mult. Klaus J. Hopt, 
ohne den diese Arbeit nicht entstanden wäre. Er hat die vorliegende Themen-
stellung in ihrer gesamten Breite ohne Einschränkungen angenommen und 
die Entstehung der Arbeit von Beginn an auf vielfältigste Weise gefördert. 
Die Darstellung des Rechts der privaten Altersvorsorge konnte dabei ins-
besondere auf dem Gedanken des Anlegerschutzes aufbauen, der zutref-
fend auch im Versicherungsrecht mittlerweile anerkannt ist und darüber 
hinaus für das Betriebsrentenrecht zunehmende Bedeutung gewinnen wird. 
Die arbeitsrechtliche Anerkennung der reinen Beitragszusage und die vom 
Bundesarbeitsgericht nunmehr geforderte Ausfinanzierung von Betriebs-
rentenzusagen im Falle der Schaffung einer Rentnergesellschaft werden 
eine neue, international anschlussfähige Fortentwicklung des deutschen 
Betriebsrentenrechts begünstigen.  

Für die überaus zügige Erstattung des Zweitgutachtens und wertvolle 
Hinweise danke ich Herrn Prof. Dr. Klaus Moritz, für die rasche Durch-
führung des Habilitationsverfahrens der Fakultät für Rechtswissenschaft an 
der Universität Hamburg. Besonders freut mich die Aufnahme in die 
Schriftenreihe des Instituts, wofür ich den heutigen und damaligen Direk-
toren des Instituts herzlich danke. 

Wissenschaftliche Arbeit lebt vom Austausch und dem Kontakt mit der 
Praxis. Für viele anregende Gespräche und weiterführende Hinweise 
verbunden bin ich den Herren Prof. Dr. Dr. h.c. Jürgen Basedow, Prof. Dr. 
Detlev Joost, Prof. Dr. Jan von Hein, Junior-Professor Dr. Patrick C. 
Leyens, Wiss. Referent Andreas M. Fleckner sowie, damals noch in 
Bremen, Prof. Dr. Ulrich Ehricke. Besondere Bedeutung für das Gelingen 
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der Arbeit hatten meine Gesprächspartner aus der Praxis, insbesondere die 
Herren Dr. Boy-Jürgen Andresen, Theodor Cisch, Prof. Dr. Dr. Wolfgang 
Förster, Prof. Dr. Hans-Jürgen Lwowski, Dr. Klaus Mössle, Prof. Dr. 
Hans-Joachim Priester und Frau Dr. Birgit Uebelhack. Die üblichen Hin-
weise und Vorbehalte gelten auch hier. Die in der vorliegenden Unter-
suchung vertretenen Rechtsauffassungen sind ausschließlich meine eigenen 
und von mir zu verantworten. Für die Formatierung der Arbeit danke ich 
Frau Ingeborg Stahl. Vielfältige Hilfe geleistet haben auch meine studen-
tischen Hilfskräfte Urs Engels und Nina Marie Güttler. 

Mein größter und innigster Dank gilt meiner Frau Nicola König sowie 
unseren Kindern, Jacob Elias und Lukas Paul, die den Weg zur Habili-
tation mit mir gegangen sind. Ihnen ist die Arbeit gewidmet. 

Hamburg, Ende September 2008 Markus Roth
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